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Viele Jugendliche und junge Menschen mit Behinderung 
wollen nach Abschluss der allgemeinbildenden Schule 
eine Berufsausbildung beginnen. Die Lehrstellen auf dem 
Ausbildungsmarkt sind jedoch schon seit Jahren knapp. Im 
Wettbewerb mit den Lehrstellensuchenden ohne Handicap 
geraten Jugendliche mit Behinderung deshalb sehr schnell 
ins Abseits. Arbeitgeber befürchten, sie seien weniger pro-
duktiv und weniger flexibel oder praktisch unkündbar. 

Für einen Teil dieser Jugendlichen bieten die zehn Berufs-
bildungswerke (BBW) in Nordrhein-Westfalen eine Aus-
bildungsmöglichkeit. Auf insgesamt 2.500 Plätzen bilden 
sie in einer breiten Palette von Berufen aus, begleitet von 
medizinischen, psychosozialen und pädagogischen Ange-
boten, die die Ausbildung unterstützen. So gut und wichtig 
diese Angebote auch sind, so haben sie doch drei Nachteile: 
Sie werden nicht flächendeckend angeboten, die begrenzte 
Zahl der Ausbildungsplätze erfordert eine strikte Auswahl 
und nach Abschluss der Berufsausbildung stellt der Über-
gang in Unternehmen des ersten Arbeitsmarktes häufig ein 
großes Problem dar. Aus diesen Gründen gibt es schon seit 
Langem Bemühungen, Wirtschaftsunternehmen stärker in 
die berufliche Ausbildung von behinderten Jugendlichen 
zu integrieren. 

In diese Richtung geht auch die 2007 gestartete Förder-
initiative der Landesregierung Nordrhein-Westfalen „100 zu-
sätzliche Ausbildungsplätze für behinderte Jugendliche und 
junge Erwachsene in Nordrhein-Westfalen“ (Förder aktion). 
Sie fördert jährlich 100 zusätzliche Ausbildungsplätze für 

behinderte Jugendliche. Die jungen Leute bekommen einen 
Ausbildungsvertrag bei einem Berufsbildungswerk (BBW) 
oder einem Berufsförderungswerk (BfW). Die praktische 
Ausbildung absolvieren sie dabei überwiegend in Unterneh-
men des allgemeinen Arbeitsmarktes, die fachtheoretische 
Ausbildung in Fachklassen der Berufskollegs.

Die fachliche Begleitung und das Monitoring der Förderak-
tion liegen bei der G.I.B. mbH in Bottrop. Mit Befragungen 
der Bildungsträger und der Betriebe will sie u. a. Hinwei-
se darauf gewinnen, was Betriebe motiviert, behinderte 
Jugendliche zur Ausbildung aufzunehmen und sie danach 
weiterzubeschäftigen. Ferner soll sie Ansatzpunkte zur 
Verbesserung der Initiative identifizieren, insbesondere dafür, 
wie die Zusammenarbeit von Betrieben, Bildungsträgern 
und Kollegs bestmöglich gestaltet werden kann. 

Der vorliegende Bericht schildert kurz die Situation von 
behinderten Jugendlichen in der Berufsausbildung und 
zeigt, mit welchen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten 
diese Gruppe in der Regel gefördert wird. Auf Grundlage 
der Zwischenbilanz zur Förderaktion (siehe auch Muth/
Osterholt 2009) geht der Bericht danach ausführlich auf die 
Ergebnisse der Befragung von Kooperationsunternehmen 
im Sommer 2009 ein.

1. Einleitung
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Für junge Menschen mit Behinderungen sind die Chancen, 
eine betriebliche Lehrstelle zu bekommen, gering. Neben 
der angespannten Lage auf dem Ausbildungsmarkt haben 
Unternehmen verschiedenste Vorbehalte, behinderte Men-
schen einzustellen. Bundesweit haben in den letzten beiden 
Berufsausbildungsjahren 2006/2007 und 2007/2008 nur etwa 
zwei Drittel der Jugendlichen mit Behinderung eine Ausbil-
dung (2006/7: 67 %; 2007/8: 72 %) aufgenommen. Die Übrigen 
mündeten in Angeboten zur Berufsvorbereitung ein, und ihr 
weiterer Verbleib ist ungeklärt (z. B. Behindertenbericht der 
Bundesregierung 2009, S. 45). Es ist zu vermuten, dass ein 
Teil dieser Jugendlichen später zur Kategorie der Langzeit-
arbeitslosen gezählt wird. 

Die amtliche Statistik erfasst die Zahl der arbeitslosen Schwer-
behinderten jedoch nicht vollständig. Seit 2005 betreuen die 
Träger der Grundsicherung Langzeitarbeitslose selbst, unter 
denen sich auch viele Schwerbehinderte befinden. Die monat-
lichen Arbeitsmarktberichte der Regionaldirektion NRW der 
Bundesagentur für Arbeit beziehen die zugelassenen kom-
munalen Träger (Optionskommunen) in ihre Berechnungen 
nicht mit ein. Geschätzt werden für Februar 2007 knapp 48.000 
arbeitslose Schwerbehinderte, unter ihnen 38 % Frauen.

Auch zur Beschäftigung von schwerbehinderten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern in Nordrhein-Westfalen liegen 
nur unvollständige Informationen vor. So beschäftigen die 
27.000 Betriebe, die in NRW der Beschäftigungspflicht un-
terliegen, rund 220.000 schwerbehinderte Menschen.1 Hinzu 
kommen weitere 56.000 schwerbehinderte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in den Werkstätten für behinderte Menschen. 
Nicht bekannt ist jedoch die Anzahl der Schwerbehinderten 
in Kleinbetrieben ohne Beschäftigungspflicht (NRW ohne 
Barrieren, S. 99 f., 117).

Instrumente zur Eingliederung von behinderten Menschen ins 
Erwerbsleben finden sich im Schwerbehindertenrecht (SGB 
IX) sowie im Arbeitsförderungsrecht (SGB II, III). In Bezug auf 
die Ausbildung von Jugendlichen relevant sind
1.  das System von Beschäftigungspflicht und Ausgleichsabgabe 

in Betrieben ab 20 Mitarbeitern1,
2.  finanzielle Hilfen für Arbeitgeber zur Einrichtung von behin-

dertengerechten Arbeitsplätzen, als Zuschuss zur Ausbil-
dungsvergütung bzw. als Lohnkostenzuschuss zur späteren 
Beschäftigung der behinderten Jugendlichen durch die 
Integrationsämter, die Bundesagentur für Arbeit und im Rah-
men von Förderprogrammen wie z. B. Job4000 (Programm 

des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung zur 
Förderung der beruflichen Integration schwerbehinderter 
Menschen aus 2007) oder Aktion 5 (Arbeitsmarktprogramm 
der Integrationsämter bei den Landschaftsverbänden in 
Nordrhein-Westfalen zur Förderung besonders betroffener 
schwerbehinderter Menschen aus 2008),

3.  berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Bundes-
agentur für Arbeit, Dauer zwischen 12 und 18 Monaten, 
Berufseinstiegsbegleiter durch die Bundesagentur2,

4.  zehn Berufsbildungswerke in NRW mit insgesamt 2.500 
Plätzen zur beruflichen Erstausbildung von behinderten 
jungen Menschen,

5.  ergänzende Plätze bei vergleichbaren Einrichtungen der 
beruflichen Rehabilitation sowie

6.  reha-spezifische Maßnahmen außerhalb von Reha-Ein-
richtungen, Unterstützung betrieblicher Ausbildung gem. 
§ 102, Absatz 1, Nr. 1 b, SGB III.

Die Ausbildung in den Berufsbildungswerken hat ein hohes 
didaktisches Niveau, in Verbindung mit einer professionellen 
und individuellen Unterstützung. Die Übergänge der jungen 
Fachkräfte auf den allgemeinen Arbeitsmarkt gelten jedoch 
als schwierig, weil sie zu wenig Erfahrung in der betrieblichen 
Arbeitsrealität gesammelt haben und weil überbetriebliche 
Ausbildungen von den Arbeitgebern tendenziell eher auf ge-
ringere Akzeptanz treffen (Muth/Osterholt 2009, S. 3).

Um die Chancen ihrer Absolventinnen und Absolventen auf 
einen betrieblichen Arbeitsplatz zu verbessern, wurden in 
den letzten Jahren unterschiedliche Modelle zur Einbindung 
von Unternehmen in die außerbetriebliche Ausbildung er-
probt. So kann die Ausbildung in den ersten beiden Jahren 
in einem Berufsbildungswerk und im letzten Jahr in einem 
Unternehmen erfolgen. In einer anderen Variante wird die 
praktische Ausbildung von Anfang an in einem Betrieb durch-
geführt. Solcherart „verzahnte Ausbildung“ wurde ab 2004 
z. B. in einem bundesweiten Modellversuch mit der METRO-
Gruppe umgesetzt (vgl. www.vamb-projekt.de). Hier waren 
die Jugendlichen Auszubildende der Berufsbildungswerke 
und absolvierten weite Teile ihrer praktischen Ausbildung in 
Betrieben der METRO-Gruppe, nach Bedarf mit Unterstützung 
durch die Berufsbildungswerke. Nach dem Auslaufen des 
Modellversuchs im Frühjahr 2009 strebt die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Berufsbildungswerke eine flächendeckende 
Einführung der verzahnten Ausbildung in möglichst allen 
Berufen und Einrichtungen an (2. Behindertenbericht der 
Bundesregierung, S. 46 f.).

2. Behinderte Jugendliche in der Berufsausbildung
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In Nordrhein-Westfalen wurde im Januar 2007 die Förder-
aktion „100 zusätzliche Ausbildungsplätze für behinderte 
Jugendliche und junge Erwachsene in Nordrhein-Westfalen“ 
gestartet. In dem Programm werden die Jugendliche als 
Auszubildende bei Berufsbildungs- oder Berufsförderungs-
werken eingestellt. Ihre praktische Ausbildung absolvieren 
sie zu mehr als 50 % in Betrieben des ersten Arbeitsmarktes 
(im Folgenden: Kooperationsbetriebe). Die theoretische 
Ausbildung erfolgt ganz überwiegend in einem regulären 
Berufskolleg. Im Falle von behindertenspezifischen Ausbil-
dungsgängen gemäß § 66 BBiG bzw. 42 m HwO besuchen 
Auszubildende nach Möglichkeit auch Förderkollegs. Sol-
che Angebote werden auch genutzt, wenn Abgänger von 
Förderschulen Probleme haben, dem Berufsschulstoff in 
anerkannten Ausbildungsberufen angemessen zu folgen. 
In jedem Fall unterstützen die Bildungsträger die Jugend-
lichen bei der Bewältigung des Lernstoffs, bei sozialen und 
gesundheitlichen Problemlagen.

Im Vergleich zu den rein finanziellen Anreizen der Aus-
bildungszuschüsse erhalten die Kooperationsbetriebe in 
dieser Förderaktion andere Leistungen. Sie sind von der 
Personalverantwortung für die Auszubildenden entlastet und 
können beim Bildungsträger Beratung und Unterstützung 
bei berufsfachlichen oder pädagogischen Schwierigkeiten 
in der Ausbildung anfordern. 

Für die Jugendlichen mit Behinderung werden so zusätz-
liche Ausbildungsplätze geschaffen. Im Vergleich zu einer 
regulären betrieblichen Ausbildung erhalten die Kooperati-
onsbetriebe zusätzlich Unterstützung durch die Fachdienste 
der Bildungsträger. Dieser Ansatz ermöglicht den Betrieben 
wie auch den Auszubildenden eine größere Handlungs-
sicherheit und bietet ein breiteres Netzwerk, das sie bei 
Bedarf nutzen können.

Die Landesförderung ist auf eine Dauer von zwei Jahren 
begrenzt, womit ein zweijähriger Ausbildungsgang (nach 
§ 4 BBiG bzw. Absatz 25 HWO) vollständig gefördert werden 
kann. In den Ausbildungsaktionen dominieren jedoch Aus-
bildungsgänge von längerer Dauer. Hier ist vorausgesetzt, 
dass die örtliche Agentur für Arbeit ab dem dritten Jahr die 
Finanzierung vollständig übernimmt. 

Als Behinderungen wurden im ersten Durchlauf körperliche, 
psychische, Sinnes- und Lernbehinderungen anerkannt. 
Im Jahr 2008 wurde die Zielgruppendefinition modifiziert: 
Lernbehinderte Jugendliche werden seitdem nur in das 
Programm aufgenommen, wenn bei ihnen weitere Beein-
trächtigungen diagnostiziert wurden. 

Teilnehmen können die Jugendlichen der so definierten 
Zielgruppe, wenn sie bis zum 30. September eines Kalen-
derjahres noch keinen Ausbildungsplatz gefunden haben. 
Durch diese zeitliche Eingrenzung beginnen die geförderten 
Ausbildungen in der Regel ab dem Januar des Folgejahres, 
so dass die Jugendlichen mit einiger Verspätung in die 
Fachklassen der Berufskollegs eingegliedert werden.

1  Arbeitgeber mit mehr als 20 Beschäftigten im Jahresdurchschnitt sind gesetzlich verpflichtet, fünf Prozent der Arbeitsplätze mit Schwerbe-

hinderten zu besetzen. In Betrieben unter 40 Beschäftigten ist dies mindestens ein Arbeitsplatz, in Betrieben unter 60 Beschäftigten sind dies 

mindestens zwei Pflichtplätze. Werden die Pflichtplätze nicht besetzt, zahlen die Unternehmen eine monatliche Ausgleichsabgabe zwischen 105 

und 260 Euro je unbesetzten Pflichtplatz. Daraus werden u. a. finanzielle Leistungen an Arbeitgeber gezahlt, die ihrer Beschäftigungspflicht nach-

kommen. Das rechnerische Potenzial zur Beschäftigung von schwerbehinderten Mitarbeitenden ist damit sehr hoch. 2004 erfüllten nur 23,8 % der 

beschäftigungspflichtigen Unternehmen ihre gesetzlichen Beschäftigungsquoten (NRW ohne Barrieren, S. 102)
2  Betriebliche Ausbildung für schwerbehinderte Jugendliche wird mit einem Ausbildungszuschuss nach § 235 a SGB III gefördert, der bis zu 80 %, 

in Ausnahmefällen bis zu 100 % der Ausbildungsvergütung betragen kann. Bundesweit wurden so im Jahr 2009 1.347 Ausbildungsverhältnisse 

gefördert, davon 40 % für Frauen. Seit 2005 können die Integrationsämter Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbildung zahlen: 2007 wurden so 

bundesweit 127 Ausbildungsverhältnisse gefördert (vgl. 2. Behindertenbericht der Bundesregierung, S. 46).

3. Förderaktion „100 zusätzliche Ausbildungsplätze …“
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Im Rahmen der fachlichen Begleitung und des Monitorings 
werden sowohl die Bildungsträger als auch die Kooperati-
onsbetriebe zu ihren Erfahrungen befragt. Die bisherigen 
Erkenntnisse aus der fachlichen Begleitung und der Trä-
gerbefragung wurden mit einer Zwischenbilanz zum Stande 
31. Dezember 2008 veröffentlicht (Muth/Osterholt 2009). Die 
zentralen Ergebnisse daraus sind: 

•  Der Lernort Betrieb hat große Anteile an der praktischen 
Ausbildung: Ein Drittel der Auszubildenden verbrachte 
80 bis 90 % der praktischen Lernzeit am betrieblichen 
Ausbildungsort, ein weiteres Drittel bringt 70 bis 80 % der 
praktischen Ausbildungszeit im Betrieb zu. Bei einigen Aus-
bildungsberufen vermitteln die Bildungsträger jedoch viele 
inhaltliche Elemente in ihren eigenen Einrichtungen. 

•  Im Verlauf der Ausbildung wechseln die Auszubildenden 
öfter den Betrieb. Wenn die teilnehmenden Betriebe nicht 
alle im Lehrplan vorgesehenen Arbeiten durchführen, 
kann diese Kombination sinnvoll sein. In anderen Fällen 
ergibt sich der Betriebswechsel aus dem vorzeitigen 
Abbruch der betrieblichen Ausbildungsphase. 

•  Die meisten Auszubildenden sind zwischen 18 bis 21 Jahre 
alt. Nach der veränderten Definition der Zielgruppe stiegen 
der Altersdurchschnitt und das Niveau der schulischen 
Vorbildung der Jugendlichen deutlich an. Dementspre-
chend veränderten sich die angestrebten Bildungsziele in 
Richtung drei- bis dreieinhalbjähriger Ausbildungen. 

•  Krisen, Interventionen und Maßnahmeabbrüche gehören 
zum Alltag der Initiative. Sozialpädagogische Unterstüt-
zung wird häufig in Anspruch genommen. Bis Ende 2007 
waren bei sechs der sieben Bildungsträger betriebliche 
Ausbildungsabschnitte vorzeitig beendet worden, in mehr 
als der Hälfte der Fälle durch die Kooperationsbetriebe. 
Gründe dafür waren Fehlzeiten, zu geringe Motivati-
on der Jugendlichen sowie gesundheitliche Probleme. 
Nicht in allen Fällen führte dies auch zum Abbruch der 
Maßnahme: Einige Jugendliche setzten die praktische 
Ausbildung in anderen Kooperationsbetrieben des Bil-
dungsträgers fort.

•  Von den 89 Auszubildenden, die 2007 mit einer zweijäh-
rigen Ausbildung begannen, haben sich 57 der Prüfung 
gestellt (Quote der vorzeitigen Austritte: 36 %). Unter 
diesen haben 48 die Prüfung mit zum Teil sehr guten 
Ergebnissen bestanden (Erfolgsquote: 84,2 %). Fast 
zwei Drittel von ihnen hatten Ende September 2009 eine 
konkrete Anschlussperspektive: 17 davon auf eine Ar-
beitsstelle und 14 auf eine weiterführende Ausbildung. 
Davon verblieben jedoch nur vier in den Kooperations-
betrieben zur Arbeit bzw. zur Ausbildung. Die erhofften 

„Klebeeffekte“ stellen sich damit zurzeit noch sehr gering 
dar. Erfahrungsgemäß brauchen Integrationsprozesse 
in vergleichbaren Programmen aber längere Zeit (vgl. 
Seyd/Schulz/Vollmers: Verzahnte Ausbildung METRO-
Group mit Berufsbildungswerken, Abschlussbericht der 
wissenschaftlichen Begleitung, Hamburg 2007).

4. Ergebnisse der fachlichen Begleitung zur Förderaktion
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unterliegen damit der Beschäftigungspflicht und könnten in 
Fällen einer Übernahme von Auszubildenden in Beschäftigung 
eine Anrechnung auf die Schwerbehinderten-Beschäftigungs-
quote erreichen. Während der betrieblichen Ausbildungszeiten 
können die Auszubildenden der Förderaktion allerdings nicht 
angerechnet werden, da sie formal nicht zum Personal der 
Betriebe gehören. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass 
der Anteil der schwerbehinderten Auszubildenden bei rund 
40 % liegt. 

Ein Viertel der antwortenden Betriebe beschäftigt mehr als 
100 Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer.

5. unternehmensbefragung zur Förderaktion

Der betriebliche Teil der Ausbildung ist ein zentrales Element 
der Förderinitiative: Die Kooperationsunternehmen sollen 
einen Teil der Ausbildungsinhalte bereitstellen, durch die 
Anforderungen in „echter Umgebung“ bei den Jugendlichen 
die Leistungsbereitschaft wecken und nach Möglichkeit im 
Anschluss an die Ausbildung eine Beschäftigungsperspek-
tive bieten. Darüber hinaus haben die Kooperationsbetriebe 
evtl. erstmalig die Möglichkeit, Erfahrungen mit behinderten 
Jugendlichen zu sammeln und möglicherweise bestehende 
Vorbehalte zu revidieren. Die G.I.B.-Unternehmensbefragung 
2009 sollte genauere Vorstellungen über die Betriebe erbrin-
gen, die sich bei der Förderaktion beteiligen. Sie erkundete die 
Motive zur Teilnahme, erfasste die Wünsche an Organisation 
und Begleitung durch die Bildungsträger und erfragte die 
Erfahrungen, die die Unternehmen bislang in der Förderini-
tiative gemacht hatten. 

Im Juli 2009 wurde ein knappes Drittel der Kooperationsbe-
triebe telefonisch befragt. Die Bildungsträger übermittelten 212 
Adressen von Unternehmen, die an der Förderaktion beteiligt 
waren. Im Juli 2009 beteiligten sich 103 dieser Unternehmen 
(47,3 %) an der Befragung. Einige Unternehmen hatten sich 
dabei jedoch auch auf Teilnehmende aus anderen Förder-
programmen bezogen. Um Verwechslungen auszuschließen, 
wurden die Angaben dieser Firmen aus der Analyse heraus-
genommen. Es verbleibt eine Unternehmensstichprobe von 64, 
entsprechend 30 % der angeschriebenen Unternehmen.3 

Eigenschaften der Kooperationsbetriebe
 
Es sind eher die mittleren und größeren Firmen, die sich an 
der Förderinitiative beteiligen. Zwei Drittel der befragten 
Unternehmen beschäftigen mehr als 20 Mitarbeitende. Sie 

Abbildung 1: Beteiligte Betriebe nach Größenklasse (n = 64 unternehmen)
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Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.

Abbildung 2: Beteiligte Betriebe nach Wirtschaftszweigen 

(n = 64 unternehmen)

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.
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3  Es besteht Grund zu der Annahme, dass in dieser Stichprobe die Fir-

men mit guten Erfahrungen überproportional vertreten sind, denn sie 

geben seltener als in der Gesamtgruppe eine vorzeitige Beendigung 

der Tätigkeit von Auszubildenden an (18,8 % im Sample gegenüber 

33,7 % in der Gesamtgruppe).

Von den Branchen her gesehen sind fast alle Wirtschaftszweige 
unter den Kooperationsbetrieben vertreten. Schwerpunkte 
gibt es im Handel und im Gesundheitswesen. Die Handels-
betriebe kommen aus Lebensmittel, Kfz- und Textilbranche; 
die Kooperationsbetriebe aus dem Gesundheitswesen sind 
häufig Pflegeheime und Altenheime. 

Die Mehrheit der befragten Unternehmen bezeichneten ihre 
wirtschaftliche Lage als gut oder sehr gut (60 %). Ein Drittel 
der Befragten gab an, dass die Zahl der Ausbildungsplätze 
in den letzten drei Jahren gewachsen sei. Neunzig Prozent 
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der Stichprobe beschäftigten zum Befragungszeitpunkt 
eigene (reguläre) Auszubildende. Im Vergleich zu den nor-
drhein-westfälischen Unternehmen insgesamt, von denen 
knapp die Hälfte ausbildet, ist die Ausbildungsaktivität der 
Kooperationspartner in der Förderinitiative sehr hoch. In 
Stichworten könnte man die teilnehmenden Betriebe folgen-
dermaßen skizzieren: Breiter Branchenmix, sehr engagiert 
in der Ausbildung, wachsende Zahl von Ausbildungsplätzen, 
wirtschaftlich konsolidiert und hinsichtlich der Anzahl der 
Mitarbeitenden eher groß.

Motive zur teilnahme an der Förderaktion

Von den befragten Unternehmen gaben knapp 60 % an, be-
reits in der Vergangenheit behinderte Menschen eingestellt 
oder Ausbildungs- und Praktikumsplätze zur Verfügung 
gestellt zu haben. 

Unter den sonstigen Motiven zur Beteiligung werden per-
sönliche Erfahrungen mit Krankheit und Behinderung 
kaum genannt. Eine größere Rolle spielen die Bekanntheit 
mit dem Bildungsträger oder der Wunsch, etwas für die 
Jugendlichen am Ort oder im Stadtteil zu tun.

zufriedenheit mit organisation, Beratung und 
Begleitung durch den Bildungsträger

90 % der Kooperationsbetriebe haben einen Jugendlichen in 
Ausbildung genommen, sechs Firmen zwei Jugendliche. 

gut/sehr gut befriedigend und 
darunter

39

8
10

7

Vorherige Beratung
Keine vorherige Beratung

Abbildung 4: Beratung zu Beginn der Ausbildung und Bewertung der 

unterstützung durch den träger (n = 64 unternehmen)

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.

Abbildung 3: Motive zur Beteiligung an der Förderaktion 

(n = 64 unternehmen)

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.

Soziales 
Engagement

Sicherung des eigenen 
Fachkräftenachwuchses

Arbeitsentlastung 
im Betrieb

Schwierigkeiten, geeignete 
Auszubildende zu finden

55

7

7

5

9

30 20 7

24 1023

15 27 17

Trifft voll zu Trifft eher zu
Trifft eher nicht zu

 
Trifft gar nicht zu

Unter den Motiven zur Teilnahme an der Förderaktion steht das 
soziale Engagement an erster Stelle: Kein einziger Betrieb ver-
neinte diese Antwortmöglichkeit. 55 von 64 der Unternehmen 
ordnen sich hier der stärksten Antwortkategorie zu. An zweiter 
Stelle der betrieblichen Teilnahmemotive stehen Überlegungen 
zur Sicherung des eigenen Fachkräftebedarfs. 

Die Hälfte der Befragten erwartet sich von der Förderinitiative 
eine Arbeitsentlastung. Das Motiv, sich zu beteiligen, weil die 
Firma Schwierigkeiten bei der Suche nach geeigneten Auszu-
bildenden hat, ist dagegen von geringerer Bedeutung, denn 
mehr als zwei Drittel der Unternehmen bezeichnen die Re-
krutierung geeigneter Auszubildender als nicht schwierig. 

49 der von 64 Befragten gaben an, dass der Bildungsträger 
sie vor Beginn der Ausbildung beraten und informiert habe, 
am häufigsten über die Art der Behinderung bei den Auszu-
bildenden (64 %), über den räumlichen, organisatorischen 
und zeitlichen Ablauf der Ausbildung (57 %) sowie über das 
Vorgehen bei Krisen und Konflikten (50 %). Die Firmen, die 
vorab eine Beratung erhalten haben, bewerten die Unter-
stützung durch den Träger signifikant besser. 

Während der Ausbildung tauschen sich mehr als vier Fünftel 
der Befragten regelmäßig mit dem Bildungsträger über 
den Leistungsstand und das Verhalten der Auszubildenden 
aus. Dabei überwiegt die unmittelbare Kommunikation in 
persönlichen Gesprächen oder mittels Telefonaten, wäh-
rend schriftliche Nachrichten oder E-Mails nur bei zehn 
Prozent der Firmen vorkommen. Diese Proportionen sind 
naheliegend, da sich das Lern- und Arbeitsverhalten besser 
mündlich erörtern lässt.



100 zusätzlIcHE AusBIlduNGsplätzE Für BEHINdErtE JuGENdlIcHE uNd JuNGE ErWAcHsENE IN NrW

BEtrIEBlIcHE KoopErAtIoN IN dEr AusBIlduNG 31

9

Demgegenüber ist die Eingliederung der Auszubildenden in 
die Belegschaft eine der Stärken des Programms. In 90 % der 
Betriebe haben die Auszubildenden ein gutes oder eher gutes 
Verhältnis zur Belegschaft. Belastungen des Verhältnisses 
resultieren aus Verspätungen oder Abwesenheit aufgrund 
von Krankheit oder Schulbesuch.

Knapp 60 % der Betriebe gaben an, dass die Auszubil-
denden die im Kooperationsvertrag vereinbarten Ziele in 
hohem Maße erreicht hätten. Für diese Jugendlichen war 
die Ausbildung damit ein großer Erfolg. Über ein Drittel der 
Jugendlichen erreichen die Ziele in geringem Maße oder gar 
nicht. Für die restlichen 8 % konnten die Unternehmen zum 
Zeitpunkt der G.I.B.-Befragung noch keine Angaben machen, 
weil die Ausbildung gerade erst begonnen hatte. 

Abbildung 5: Erreichen der Ausbildungszeit und Bewertung der 

unterstützung durch den träger (n = 64 unternehmen)

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.

in hohem Maße

in geringem Maße

gar nicht
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gut/sehr gut  befriedigend und darunter

Die Betriebe bewerten die Unterstützung des Bildungs-
trägers insgesamt sehr positiv. 47 von 64 der befragten 
Unternehmen vergaben dafür die Schulnoten „sehr gut“ 
oder „gut“. Die eher unzufriedenen Kooperationsbetriebe 
wünschen sich regelmäßigeren Kontakt und einen engeren 
Dialog. In den zufriedenen Betrieben erreichen die Auszu-
bildenden signifikant häufiger die im Kooperationsvertrag 
vereinbarten Ausbildungsziele. 

Betriebliche Erfahrungen mit dem Förderprogramm 
und den Auszubildenden

Die Passgenauigkeit der Anwesenheitszeiten scheint ein 
kritischer Punkt zu sein, denn ein Drittel der Kooperations-
betriebe wünschte sich hier Veränderungen. Die Förderiniti-
ative sieht vor, dass die Auszubildenden mehr als die Hälfte 
der Ausbildungszeit im Betrieb verbringen sollen. Offenbar 
würden einzelne Betriebe noch höhere betriebliche Anteile 
in der Ausbildung begrüßen. 

passgenauigkeit der Anwesenheitszeiten der Auszubildenden im Betrieb

gut/sehr gut ausreichend/

befriedigend

ungenügend/

mangelhaft

71,9 % 20,3 % 7,8 %

Verhältnis der Auszubildenden zur Belegschaft

gut eher gut schlecht/ 

eher schlecht

68,8 % 21,9 % 9,4 %

Ausmaß der erreichten Ausbildungsziele

in hohem Maße in geringem Maße gar nicht

57,8 % 35,9 % 6,3 %

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.

Abbildung 6: Ausgewählte Qualitätsmerkmale der Ausbildung aus 

sicht der Betriebe (n = 64 unternehmen)

Gesundheitliche Probleme 
(einschließlich Suchterkrankungen)

Fehlendes Interesse am gewählten Beruf

Häufige Fehlzeiten bzw. Verspätungen 
oder Probleme mit dem Tagesrhythmus

Störung des Betriebs- und/oder Gruppenklimas

Strafbare Handlungen der Auszubildenden

zu hohe körperliche Anforderungen 

Sonstige Gründe

Abbildung 7: Gründe für Ausbildungsabbrüche 

(Mehrfachantwort möglich)

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.
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Als Gründe für mangelnde Ausbildungserfolge geben die 
Kooperationsbetriebe gesundheitliche Aspekte, zu geringe 
Motivation sowie häufige Abwesenheit und Verspätungen an. 
12 Unternehmen (18 %) berichteten von einem vorzeitigen 
Abbruch der Ausbildung, der in acht Fällen durch die Unter-
nehmen und in vier Fällen durch die Jugendlichen veranlasst 
war. Drei Firmen haben nach dem Ausbildungsabbruch 
weitere Teilnehmer aus dem Programm aufgenommen. 
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Verhalten gilt es vor diesem Hintergrund im weiteren Verlauf 
genauer zu beobachten. An die jungen behinderten Fachkräfte 
bzw. Auszubildenden stellen die Unternehmen durchaus 
hohe Anforderungen. Einige Unternehmen antworteten, 
dass sie bei der Einstellung behinderter Menschen diesel-
ben Leistungskriterien anwenden wie bei Bewerberinnen 
und Bewerbern ohne Handicap. Können die behinderten 
Jugendlichen bei der Einstellung als Auszubildende noch 
auf das soziale Engagement der Betriebe rechnen, scheint 
dieser Bonus bei der Einstellung in Arbeit früher oder später 
verbraucht. Leistungsorientierung, Engagement, Pünktlich-
keit oder Fleiß werden von ihnen genauso erwartet wie von 
anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern.

Betriebliche Wünsche an Kooperation, Austausch und 
unterstützung

Knapp 60 % der Kooperationsbetriebe wünschten sich zu-
sätzliche Unterstützung durch den Träger, insbesondere bei 
sozialpädagogischen Anforderungen (46 %), deutlich weniger 
dagegen bei der fachpraktischen Ausbildung (21,9 %). Rund 
ein Viertel der Firmen hatte vom Träger ein Angebot erhalten, 
an Austauschtreffen teilzunehmen. Von diesen hatten zwei 
Drittel die gebotene Gelegenheit genutzt. Eine Reihe von 
Kooperationsbetrieben benannte konkrete Themen, die sie 
gern auf den Austauschtreffen diskutieren würden: Hierzu 
zählen Motivation, Zuverlässigkeit, Leistungsbereitschaft auf 
der einen Seite, Informationen über die weiteren Chancen 
der Jugendlichen auf der anderen Seite. 

Neben dem Kontakt zu den Trägern pflegt mehr als die 
Hälfte der Betriebe einen regelmäßigen oder anlassbezo-
genen Austausch mit den Lehrerinnen bzw. Lehrern der 
Berufskollegs. 80 % der Firmen hielten den Kontakt mit 
den Berufskollegs für wichtig bzw. sehr wichtig. Vor dem 
Hintergrund, dass viele Auszubildende auch an den theo-
retischen Anforderungen der Berufskollegs scheitern, ist 
das Interesse der Betriebe an Kooperation verständlich. 
70 % der Unternehmen benannten Faktoren, die aus ihrer 
Sicht zu einem Erfolg der Ausbildung beitragen. Aus den 
Antworten geht hervor, dass die Betriebe einen großen Teil 
der Erfolgsfaktoren bei den Jugendlichen selbst verorten: 
Leistung, Engagement, Umfangsformen, Verantwortung 
bei der Arbeit. Andererseits betonten die Unternehmen die 
Kommunikation zwischen allen Beteiligten, Kontakt und 
Zusammenarbeit zwischen Eltern, Trägern, Auszubildenden 
und Ausbildern als Faktoren für den Erfolg. 

Die meisten Firmen sind bereit, sich auch zukünftig an För-
derprogrammen zur Integration von behinderten Menschen 
in den Arbeitsmarkt zu beteiligen, interessanterweise un-
abhängig davon, ob sie im Rahmen der hier untersuchten 
Förderaktion negative Erfahrungen gemacht haben oder 
nicht. Dies spricht sehr deutlich dafür, dass die Unternehmen 
Misserfolge den Jugendlichen zurechnen und nicht etwa 
den für die Jugendlichen zuständigen Bildungsträgern. Mit 
hoher Wahrscheinlichkeit sind solche Betriebe für ähnliche 
Förderinitiativen aufgeschlossen, die sich bereits in der Ver-
gangenheit für die berufliche Eingliederung von behinderten 
Menschen engagiert haben.

Vor dem Hintergrund der mit der Förderaktion verbundenen 
Zielsetzung ist die zentrale Frage jedoch, ob die Auszubil-
denden vom Kooperationsbetrieb in reguläre Ausbildung 
oder in Beschäftigung übernommen werden. Die befragten 
Kooperationsbetriebe hielten sich diesbezüglich mit konkreten 
Aussagen sehr zurück, was möglicherweise auch daran liegen 
mag, dass sie sich im Rahmen einer Telefonbefragung nicht 
verbindlich äußern möchten. Nur 10 % der Firmen sagten, 
es sei sehr wahrscheinlich, dass die Auszubildenden der 
Förderaktion in eine reguläre Ausbildung überführt, und nur 
3 % hielten es für wahrscheinlich, dass sie in Beschäftigung 
übernommen würden. Jeweils ein gutes Viertel der Befragten 
hielt es für unwahrscheinlich oder sehr unwahrscheinlich, 
dass die Jugendlichen eine Anschlussperspektive in dem 
Unternehmen hätten. Auf der anderen Seite bringen die 
Ergebnisse auch zum Ausdruck, dass sich viele Koopera-
tionsbetriebe zum Befragungszeitpunkt hinsichtlich der 
Übernahme von Auszubildenden der Förderaktion noch 
nicht eindeutig positioniert hatten. Die Haltung dieses Teils 
der Unternehmen ist demnach als offen zu bewerten. Ihr 

Abbildung 8: Wahrscheinlichkeit zukünftiger Beteiligung am 

Förderprogramm und früheres Engagement (n = 64 unternehmen)

sehr wahr-
scheinlich

Eher wahr-
scheinlich

Eher unwahr-
scheinlich

Quelle: G.I.B.-Unternehmensbefragung © G.I.B.
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Die Erfahrung mit der „Förderaktion zusätzliche Ausbil-
dungsplätze für Jugendliche und junge Erwachsene in 
Nordrhein-Westfalen“ zeigt, dass behinderte Jugendliche 
auch bei angespannter Arbeitsmarktlage in betriebliche 
Ausbildung integriert werden können. Dabei spielt nicht 
die Größe der Unternehmen eine Rolle, sondern vielmehr 
dass sie in geeigneter Weise mit dem Thema in Verbindung 
gebracht und informiert werden. Dazu gehört die Aufklärung 
über die tatsächlich zu erwartenden Beeinträchtigungen 
der Auszubildenden und über Art und Umfang der öffent-
lichen Leistungen, mit denen die behinderungsbedingten 
Auswirkungen kompensiert werden sollen.

Ein weiteres zentrales Element des Förderkonzeptes ist 
die Einbindung von Berufsbildungswerken und Berufsför-
derungswerken als Träger der Ausbildung und als zentrale 
koordinierende Institutionen. Auf diese Weise erhalten 
die beteiligten Kooperationsbetriebe nicht nur vielfältige 
Unterstützung durch deren Fachpersonal, sondern sie 
werden zunächst auch davon entlastet, die Jugendlichen 
selbst einzustellen. Dies allein dürfte für sie die Hürde zu 
einer Beteiligung erheblich herabsenken.

Ein frühzeitiger persönlicher Kontakt zwischen den Auszu-
bildenden und dem Betrieb, der Aufbau von Kontaktnetz-
werken und adäquaten Kooperationsstrukturen sowie die 
Verfügbarkeit von Beratung und Betreuung während der 

Ausbildung erweisen sich wie in anderen Modellprojekten 
auch als wichtige Voraussetzungen für eine gelingende 
Integration.

Unternehmen, die bereits Erfahrungen mit behinderten 
Auszubildenden haben, stellen häufig erneut Ausbildungs-
plätze zur Verfügung. Natürlich stellen Erfahrung und Aus-
bildungsqualität der Unternehmen ein wichtiges Kriterium 
für die Auswahl des Kooperationsbetriebs dar. 

Ausreichende Hinweise, dass bestimmte Merkmale eines 
Unternehmens die von der Ausbildungsaktion erhofften 
Klebeffekte im Sinne einer anschließenden Beschäftigung 
für die behinderten jungen Menschen erwarten lassen, gibt 
es aktuell noch nicht. Dieser Zusammenhang wird aber 
neben anderen Gegenstand der weiteren Beobachtung der 
Ausbildungsaktion sein. 

Es bedarf weiterhin dauerhafter und nicht nachlassender 
Bemühungen, junge Menschen mit Behinderungen in be-
triebsnahe Ausbildungen zu vermitteln. Daher ist zu er-
warten, dass die Förderaktion auch in den nächsten Jahren 
ein sinnvolles und effektives Förderinstrument darstellen 
wird. Durch die begleitende Öffentlichkeitsarbeit kann sie 
außerdem einen Beitrag dazu leisten, Arbeitgeber über die 
Potenziale und Möglichkeiten einer Ausbildung von behin-
derten Jugendlichen zu informieren.

6. Empfehlungen für zukünftige programme und weitere 
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dungsplätze für behinderte Jugendliche und junge Erwachsene in Nordrhein-Westfalen“, Bottrop, Juli 2009

•  Seyd/Schulz/Vollmers: Verzahnte Ausbildung METRO-Group mit Berufsbildungswerken, Abschlussbericht der wis-
senschaftlichen Begleitung, Hamburg 2007

literatur



31  100 zusätzlIcHE AusBIlduNGsplätzE Für BEHINdErtE JuGENdlIcHE uNd JuNGE ErWAcHsENE IN NrW

BEtrIEBlIcHE KoopErAtIoN IN dEr AusBIlduNG

12

Impressum

Herausgeber
G.I.B.
Gesellschaft für innovative 
Beschäftigungsförderung mbH
Im Blankenfeld 4
46238 Bottrop
Telefon: 02041 767-0
Telefax: 02041 767-299
E-Mail: mail@gib.nrw.de
Internet: www.gib.nrw.de

Autorin
Doris Beer

redaktion
Manfred Keuler
Josef Muth
Richard Osterholt

Gestaltung
Andrea Kodura

Zur einfacheren Lesbarkeit wird 
in diesem G.I.B.-Arbeitspapier 
darauf verzichtet, stets männliche 
und weibliche Schreibformen 
zu ver wenden. Wenn nicht anders 
kenntlich gemacht, sind jeweils 
beide Geschlechter gemeint.

Dezember 2009





G.I.B. 
Gesellschaft für innovative 
Beschäftigungsförderung mbH 
Im Blankenfeld 4
46238 Bottrop  
Telefon: 02041 767-0
Telefax: 02041 767-299 
E-Mail: mail@gib.nrw.de
Internet: www.gib.nrw.de


